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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  21.10.2013

68 - Amt für Umweltschutz 

Sitzungsvorlage-Nr. 68/2812/XV/2013 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Landschaftsbeirat 05.11.2013 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Beibehaltung von Einfriedungen an Abgrabungsseen nach Rekultivierung 
 

Sachverhalt: 

Im Rhein-Kreis Neuss gibt es eine recht große Zahl ehemaliger und noch betriebener Kies- 
und Sandabgrabungen. Zumeist entsteht im Zuge dieser Abgrabungen (von wenigen 
Trockenabgrabungen abgesehen) ein Gewässer, teilweise in erheblicher Größe. 
 
Die Rekultivierung der Abgrabungen ist fast ausschließlich auf den Arten- und Biotopschutz 
ausgerichtet, d. h., es werden möglichst hochwertige naturnahe Lebensräume für Pflanzen 
und Tiere geschaffen. Hierbei werden vielfältige, große Offenlandflächen, Kies- und 
Sandstrände und Flachwasserbereiche, aber auch Gehölzflächen bis hin zu kleineren 
Waldflächen, angelegt. 
 
Zwei dieser Abgrabungsseen, der Martinssee westlich Zons und der Balgheimer See östlich 
Delhoven, sind als Naturschutzgebiete im Landschaftsplan II - Dormagen - festgesetzt. Die 
weiteren Seen liegen überwiegend in Landschaftsschutzgebieten. Teilweise ist die 
Hinentwicklung zum Naturschutzgebiet im Landschaftsplan vorgesehen (Großenbruch, 
Broicher Seite). 
 
In den Zulassungen für Nass-Abgrabungen (heute wasserrechtliche 
Planfeststellungsverfahren) wird regelmäßig die Verpflichtung ausgesprochen, nach 
Beendigung des Gewinnungsbetriebs, der Rekultivierung und der Gewährleistungshaftung 
die während der Gewinnung unumgänglichen Zäune um das Gewinnungsgelände wieder zu 
entfernen. Für die Zeit der Gewinnung der Lockergesteine, die Rekultivierungsphase und die 
Gewährleistung sind die Gelände eingezäunt und so als Lebensraum vielen Tierarten und 
zugleich den Menschen als erlebbare Landschaft entzogen. 
 
Nach der Rekultivierung sollen sie möglichst uneingeschränkt wieder als Lebensräume für 
Tiere und Pflanzen und als (stille) Erholungsräume für die Menschen dienen, mithin also 
wieder ein - wenn auch erheblich veränderter - Teil der Gesamtlandschaft werden. 
 
Dies wäre bei Beibehaltung der Zäune nur sehr eingeschränkt möglich, abgesehen davon, 
dass Zäune Eingriffe in Natur und Landschaft bedeuten und erhebliche Gefahren für Tiere 
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darstellen können. 
 
Im Idealfall sind ehemalige Abgrabungen hochwertige Lebensräume für wild lebende Tiere 
und Pflanzen und abwechslungsreiche und offen begehbare, vielgestaltige Landschaftsteile 
mit hohem Wert für die stille Erholung in Form des Erlebens der Landschaft bei sorgfältig 
ausgewählten Wegeführungen. Jagd, Fischerei und Hege (in NSG mglw. geregelt) bleiben in 
aller Regel unberührt. 
 
Die Berechtigung der Forderung zum Beseitigen der Einfriedungen wurde auch gerichtlich 
bestätigt. 
 
Nicht unberücksichtigt bleiben darf bei dieser Vorstellung, dass Abgrabungsseen 
insbesondere in der Ballungsrandzone eine hohe Anziehungskraft für Menschen besitzen und 
vielfach zum wild Baden, Lagern, Zelten usw. genutzt werden. Dies vielfach noch bei 
vorhandenen Schutzzäunen, die zum Eindringen zerstört werden. Die Folge sind teilweise 
erhebliche Störungen der Tierwelt, Vernichtung von Gehölzen und extreme 
Gefahrensituationen, da die Gewässer nicht als Badegewässer hergerichtet sind und mit 
unkalkulierbaren Strömungsverhältnissen gerechnet werden muss. 
 
Das Baden trotz Badeverbot fällt in die Zuständigkeit der allgemeinen örtlichen 
Ordnungsbehörden, ebenso die Abfallsammlung bei öffentlich zugänglichen Flächen, als die 
die Abgrabungsseen nach Beseitigung der Einzäunung anzusehen wären. In Natur- und 
Landschaftsschutzgebieten liegt die Zuständigkeit für Zuwiderhandlungen gegen die 
Festsetzungen für die Schutzgebiete nach den Landschaftsplänen (Lagern, Zelten, Feuer 
machen, Baden, Betreten von Flächen außerhalb der Wege in NSG) auch in der 
Zuständigkeit der Unteren Landschaftsbehörde. 
 
In jüngster Zeit häufen sich die vorgetragenen Anliegen von Eigentümern und 
Nutzungsberechtigten, die aus der Gewinnungszeit vorhandenen Zäune zum Schutz der 
Gebiete vor wildem Baden, Abfällen und Gefahren für Menschen beizubehalten. 
 
Die Untere Landschaftsbehörde vertritt die Auffassung, dass die der Zulassung 
entsprechende grundsätzliche Forderung nach Beseitigung der Zäune nach Abschluss der 
Gewinnung und Rekultivierung einschließlich der Gewährleistung ihre Berechtigung hat, um 
diese großen Gebiete wieder als ungesperrte Lebensräume und Erholungsräume zu 
aktivieren und den Landschaftseingriff durch eben diese Zäune zu beseitigen. Wilde 
Abfallablagerungen sind als Problemstellung in der freien Landschaft insgesamt zu 
betrachten und können kein Anlass sein, für viele hundert Hektar naturnahen Lebensraum 
das freie Ein- und Auswechseln von Tierarten zu behindern oder zu unterbinden und den 
Menschen das Erleben dieser interessanten Landschaftsteile zu entziehen. Dies gilt gleicher 
Maßen für wildes Baden, unzulässiges Lagern, Zelten oder Feuer machen. 
 
Gleichwohl gibt es Fälle, in denen begründet eine Einzäunung ganz, teilweise oder befristet 
bestehen bleiben muss. Dies kann z. B. der Fall sein bei 
 
 Gefahrenpunkten, die nicht beseitigt werden können (z. B. gewollte Steilwände), 
 Flächen, die zur Offenhaltung beweidet werden, 
 Bereiche, die als attraktiver Lebensraum für störungsempfindliche Arten dienen sollen 

und bei denen eine Besucherlenkung ohne Störung nicht möglich ist (z. B. Kiesstrände 
für den Flussregenpfeiffer an schmalen Landstreifen). 

 
Ingesamt wird die Auffassung vertreten, das sich der Anlass zur Beibehaltung einer 
Einzäunung aus einem Erfordernis zur Pflege und Entwicklung des Gebietes ergeben muss. 
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Allgemeine Störungen oder Gefahren, die praktisch jeder freien Landschaft immanent sind, 
können hierzu argumentativ nicht herangezogen werden. Dies würde langfristig zu einer 
nicht vertretbaren Kammerung der Landschaft führen. Schlussendlich wären vergleichbare 
Gründe für eine Einfriedung auch z. B. auf Waldflächen anwendbar. 
 
Der Beirat bei der Unteren Landschaftsbehörde wird um Stellungnahme aus seiner Sicht 
gebeten. 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  21.10.2013

68 - Amt für Umweltschutz 

Sitzungsvorlage-Nr. 68/2815/XV/2013 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Landschaftsbeirat 05.11.2013 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Antrag der Brata Besitzgesellschaft mbH & Co. KG auf Erteilung eines 
Vorbescheides für die Erweiterung einer bestehenden Lagerhalle 
 

Sachverhalt: 

Der Standort Erprather Mühle, gelegen südlich Neuss-Reuschenberg in der Erftaue, ist seit 
langer Zeit Sitz der Firma Brata. 
Die ursprünglichen Mühlengebäude wurden im Lauf der Jahre mehrmals um zusätzliche 
Anlagen erweitert. Zuletzt wurden 2005 eine neue Produktionshalle, ein Kesselhaus und eine 
Siloanlage zugelassen. 
 
Die Fa. Brata Besitzgesellschaft mbH & Co. KG hat nunmehr einen Bauvorbescheid für die 
Erweiterung einer 1998 am südlichen Ende des eigentlichen Betriebsgeländes, unmittelbar 
vor den Kompensationsflächen gelegene Lagerhalle beantragt. 
 
Die Antragstellerin begründet den Bedarf für diese Erweiterung mit lebensmittelhygienischen 
Anforderungen und produktionstechnischen Gründen. 
 
Die Halle soll in gleicher Art und Weise wie der bestehende Teil nach Süden anschließend um 
1.460,30 qm Grundfläche vergrößert werden. Zusätzlich soll an drei Seiten eine neue 
Umfahrt für Lkw im Umfang von etwa 1.750 qm angelegt werden. Abzüglich eines bereits 
bestehenden gepflasterten Bereichs sollen rd. 2.790 qm durch Halle und Umfahrt neu 
versiegelt werden (vgl. Flächensummen lt. Landschaftspflegerischem Begleitplan). 
 
Der Standort des Vorhabens liegt im baulichen Außenbereich i. S. d. § 35 BauGB. Der 
wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Neuss stellt hier Fläche für die Landwirtschaft und 
Wasserfläche dar. 
 
Das Vorhaben bedarf der baurechtlichen Zulassung. Die Stadt Neuss als Untere 
Bauaufsichtsbehörde beurteilt das Vorhaben nach § 35 Abs. 2 i. V. m. Abs. 4 Ziff. 6 BauGB. 
Danach kann einem geplanten sonstigen (also nicht privilegierten) Vorhaben im 
Außenbereich, wenn es sich um die bauliche Erweiterung eines zulässiger Weise errichteten 
gewerblichen Betriebs handelt und die Erweiterung im Verhältnis zum vorhandenen Gebäude 
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und Betrieb angemessen ist, nicht entgegen gehalten werden, dass es 
 

 den Darstellungen des Flächennutzungsplans oder eines Landschaftsplans 
widerspricht, 

 die natürliche Eigenart der Landschaft beeinträchtigt oder 
 die Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung einer Splittersiedlung befürchten lässt, 

 
wenn es im Übrigen außenbereichsverträglich i. S. d. Abs. 3 dieser Vorschrift ist. 
 
Bei dem hier in Rede stehenden Betrieb der Firma Brata handelt es sich um einen zulässiger 
Weise errichteten gewerblichen Betrieb im Außenbereich. Die Entscheidung, ob eine 
Erweiterung im Verhältnis zum Bestand angemessen ist, richtet sich nach der 
Rechtsprechung nach dem jeweils vorhandenen Bestand, nicht etwa nach einem 
Ursprungsbestand. 
Die Obere Bauaufsichtsbehörde hat bestätigt, dass unter diesem Gesichtspunkt die jetzt 
vorgesehene Erweiterung als angemessen i. S. d. Vorschrift anzusehen ist. Es ist auch nicht 
ersichtlich, dass diese Erweiterung Teil eines als nicht angemessen anzusehenden 
Gesamtprojektes wäre, welches in unzulässiger Weise in für sich genommen angemessene 
Einzelabschnitte aufgeteilt wurde, um eine Zulassung zu erwirken. Die zur Erweiterung 
vorgesehene Lagerhalle wurde 1998 zugelassen. Eine 2005 zugelassene Halle diente nicht 
als Lager- sondern als Produktionshalle. 
 
Nach dem Landschaftsplan I - Neuss - liegt das Firmengelände vollständig im festgesetzten 
Landschaftsschutzgebiet 6.2.2.7, welches mit Ausnahme der angrenzenden Hausgärten auch 
die umliegenden Flächen erfasst. Der Landschaftsplan stellt hier das Entwicklungsziel 1 
"Erhaltung der … Landschaft" dar. 
 
Nach den Festsetzungen des Landschaftsplanes unter Abschnitt 6.2.2 ist in den 
Landschaftsschutzgebieten u. a. das Errichten baulicher Anlagen, das Beseitigen von Bäumen 
und Sträuchern und das Anlegen von Straßen, Wegen und Plätzen verboten. Diese Verbote 
stehen der Zulassung des Vorhabens entgegen. 
 
Nach § 67 Abs. 1 BNatSchG kann von den Verboten des Landschaftsplanes auf Antrag 
Befreiung gewährt werden, wenn 
 

1. dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher 
sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist oder 

2. die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung 
führen würde und die Abweichung mit den Belangen von Naturschutz und 
Landschaftspflege vereinbar ist 

 
Die Entscheidung über die Gewährung von Befreiung für das beantragte Vorhaben steht 
derzeit im baurechtlichen Vorbescheidverfahren nicht an. Gleichwohl ist seitens der Unteren 
Landschaftsbehörde im Beteiligungsverfahren zu entscheiden, ob eine Befreiung 
grundsätzlich in Betracht kommen kann, oder nicht. 
 
Gründe des (Anm.: die Belange von Natur und Landschaft) überwiegenden öffentlichen 
Interesses i. S. d. § 67 Abs. 1 Ziff. 1 BNatSchG, welche die Zulassung der Hallenerweiterung 
notwendig machen würden, wurden bislang nicht vorgetragen und sind nicht ersichtlich. 
 
In Betracht kommen könnte eine unzumutbare Belastung für die Antragstellerin bei 
Durchführung des Bauverbots und damit Versagung des Vorhabens. 
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Die Antragstellerin begründet das Erfordernis zum Bau der Hallenerweiterung mit 
lebensmittelhygienischen Anforderungen an die Lagerung der Rohstoffe und Produkte, die 
eine Trennung erfordern. Zudem wird die geplante Erweiterung mit produktionsplanerischen 
Gründen, dass nämlich ein Produktionsprozess über einen längeren Zeitraum hintereinander 
ablaufen kann, ohne dass er mehrfach unterbrochen werden muss, um andere Produkte 
herzustellen. Nach Angaben der Antragstellerin dient dies der wichtigen Senkung der 
Produktionskosten im zunehmenden Wettbewerb. 
Eine Ausweitung der Produktion ist nach Angaben der Antragstellerin nicht vorgesehen. Es 
werden nicht mehr Rohstoffe als bislang eingesetzt und nicht mehr Fertigprodukte 
hergestellt. Der Verkehr bleibt gleich. 
 
Eine Kopie der Bauvoranfrage mit den angesprochenen Erläuterungen ist als Anlage 
beigefügt. 
 
Insgesamt könnte nach den vorgetragenen Begründungen, soweit sich dies nach dem Stand 
des (Vor-) Verfahrens feststellen lässt, der Fall einer unzumutbaren Belastung für die 
Antragstellerin bei Durchführung der Verbotsvorschriften des Landschaftsplanes I für 
Landschaftsschutzgebiete angenommen werden. Die vorgetragenen Gründe der 
notwendigen Anpassung an lebensmittelhygienische Regelungen und das Erfordernis der 
effizienteren Produktion zur Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit am Markt könnten diese 
Entscheidung tragen. 
 
Weiterhin ist zu entscheiden, ob das Vorhaben mit den Belangen von Naturschutz und 
Landschaftspflege vereinbar ist. Hierbei sind die Auswirkungen des Vorhabens auf das 
Landschaftsschutzgebiet, die biotischen und abiotischen Faktoren des Naturhaushalts und 
das Landschaftsbild zu bewerten. 
 
Die Antragstellerin hat hierzu eine Voreinschätzung zur Bauvoranfrage durch das Büro 
Mueller + Partner, Willich, vorgelegt. Diese Voreinschätzung kommt zu dem Ergebnis, dass 
durch das Vorhaben ein Eingriff in ökologisch wertvolle Obstwiesen und Gehölzbestände 
bewirkt würde, eine Kompensation im nahen Umfeld aber möglich sei. Bezüglich des Eingriffs 
in das Landschaftsbild wird auf den entstehenden Durchblick auf die Gebäude von der B 477 
aus verwiesen. Die artenschutzrechtlichen Fragestellungen erscheinen lösbar. Der Hinweis 
auf die Baumschutzsatzung der Stadt Neuss ist unzutreffend, da diese nicht im Außenbereich 
gilt. 
 
Aus Sicht der Unteren Landschaftsbehörde kann den Schlussfolgerungen der 
Voreinschätzung nicht in allen Punkten zugestimmt werden. 
 

1. Artenschutzrechtlich und -fachlich sind derzeit keine nicht lösbaren Problemstellungen 
ersichtlich. Die detaillierte Untersuchung und Beurteilung des Eingriffsraumes muss 
vor der Zulassung im Rahmen einer ASP erfolgen. 

2. Die ökologische Wertminderung der Eingriffsflächen scheint kompensierbar. 
Gleichwohl ist bei der Bewertung zu berücksichtigen, dass es sich hier um 
Kompensationsflächen für zurückliegende Eingriffe in Natur und Landschaft handelt, 
die unabhängig von der Kompensation des mit dem Vorhaben verbundenen Eingriffs 
zunächst mit einem Ausgleich des Entwicklungszeitraums an anderer Stelle zu 
ersetzen wären. 

3. Nach der derzeitigen Planung greift das Vorhaben massiv in die westliche Eingrünung 
des Betriebsgeländes ein, so dass an dieser Stelle ein Durchblick auf die baulichen 
Anlagen verbleiben würde. Dies ist aus Sicht der Wahrung des Landschaftsbildes in 
dieser, ohnehin bereits durch bauliche Anlagen unterschiedlichster Art 
beeinträchtigten Landschaft nicht vertretbar. Gerade aus Westen ermöglicht die dort 
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freie Landschaft auch aus größeren Entfernungen einen Blick auf den 
Vorhabenstandort. Dies bedingt aus landschaftsästhetischer Sicht eine möglichst 
dichte und umfassende Eingrünung des Eingriffsortes. 

 
Im Ergebnis ist das heutige Konzept vor der konkreten bau- und naturschutzrechtlichen 
Beantragung dahin gehend zu überarbeiten, dass 
 

 die Eingriffsflächen minimiert werden, dies insbesondere mit Blick auf die geplante 
Umfahrt, 

 der Ersatz der entfallenden Kompensationsflächen unter Berücksichtigung des 
Entwicklungszeitraums in die Bewertung eingestellt wird und 

 nach Westen hin durch Umstellung / Reduzierung der Baukörper und Fahrflächen 
oder durch Erweiterung der Eingrünung auf die westlich anschließenden Ackerflächen 
eine ausreichend breite und durchgehende Eingrünung des Betriebsgeländes 
verbleibt bzw. entsteht. 

 
Wenn dies gewährleistet werden kann, sieht die Untere Landschaftsbehörde für das sich aus 
diesen Änderungen Ergebende die Möglichkeit der Gewährung von Befreiung gem. § 67 Abs. 
1 BNatSchG. 
 

Beschlussempfehlung: 

Der Beirat bei der Unteren Landschaftsbehörde erhebt keine Bedenken gegen eine positive 
Bescheidung im Vorbescheidverfahren wenn sichergestellt ist, dass es sich um die 
angemessene Erweiterung eines eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetriebs handelt, 
im Zulassungsverfahren eine Minimierung der Eingriffswirkung erzielt wird und die 
Kompensation des damit verbundenen verbleibenden Eingriffs in Natur und Landschaft unter 
Wahrung auch der Eingrünung nach Westen im Interesse des Bildes der Erftauenlandschaft 
am Ort erfolgt. 
 
 
Anlagen: 

Brata_Erw_Lagerhalle_LP_I 
Brata_Erw_Lagerhalle_LSG 
Brata_Erw_Lagerhalle_Luftbild 
Brata_BVA_mit_LBP_Text 
Brata_BVA_Zusatz_Erläuterungen 
Brata_BVA_Lageplan 
Brata_BVA_Karte_LBP 
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68.4-40.01-7-100-13

Bearbeiter: Schmitz, U.

Datum: 21.10.2013

0 31,25 62,5 93,75 m

1cm = 31,25 m

Amt: 68

M 1:3125

Brata Bes.-Ges. mbH & Co. KG; Erw. Lagerhalle

Nur für den Dienstgebrauch

Ausgegeben über das Geographische Informationssystem (RPI)
des Rhein-Kreis Neuss
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Standort der geplanten
Hallenerweiterung

68.4-40.01-7-100-13

Bearbeiter: Schmitz, U.

Datum: 22.10.2013

0 55,62 111,24 166,86 m

1cm = 55,62 m

Amt: 68

M 1:5562

Brata; Hallenerweiterung

Nur für den Dienstgebrauch

Ausgegeben über das Geographische Informationssystem (RPI)
des Rhein-Kreis Neuss
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61 - Amt für Entwicklungs- und Landschaftsplanung 

Sitzungsvorlage-Nr. 61/2820/XV/2013 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Landschaftsbeirat 05.11.2013 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Erlass einer Außenbereichssatzung gem. § 35 Abs. 6 Baugesetzbuch 
(BauGB) für den Ortsteil Mürmeln (Gemeinde Jüchen) 
 

Sachverhalt: 

Die Gemeinde Jüchen beabsichtigt für die Ortschaft Mürmeln eine Außenbereichssatzung 
gem. § 35 Abs. 6 BauGB aufzustellen. Im wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Jüchen ist die Ortschaft Mürmeln als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Die 
planungsrechtliche Beurteilung von Bauvorhaben erfolgt gem. § 35 BauGB (Bauen im 
Außenbereich).  
 
Mit der geplanten Satzung verfolgt die Gemeinde Jüchen das Ziel, der geordneten 
städtebaulichen Entwicklung der Ortschaft Mürmeln einen Rahmen zu setzen, welcher den 
Schutz des Bestandes gewährleistet und eine am Bedarf der ortsansässigen Bevölkerung 
ausgerichtete Entwicklung ermöglicht.  
 
Der Erlass der Satzung bewirkt, dass Wohnzwecken dienenden Vorhaben sowie Vorhaben, 
die kleineren nicht wesentlich störenden Handwerks- und Gewerbebetrieben dienen, nicht 
entgegengehalten werden kann, dass sie einer Darstellung im Flächennutzungsplan der 
Gemeinde Jüchen als Fläche für die Landwirtschaft widersprechen oder die Entstehung oder 
Verfestigung einer Spätersiedlung befürchten lassen.  
 
Der Entwurf der Außenbereichssatzung ist als Anlage A beigefügt. 
 
Der Satzungsbereich wurde im Vorfeld zwischen der Gemeinde Jüchen und der 
Kreisverwaltung abgestimmt. In den Satzungsbereich sollen zwei kleinere Teilflächen 
(Flurstück 93 (Teilfläche A), Flurstück 100 (Teilfläche B)) einbezogen werden, die im 
Landschaftsplan V des Rhein-Kreises Neuss als Landschaftsschutzgebiet festgesetzt sind (s. 
Anlage B). Für das am südwestlichen Ortseingang von Mürmeln gelegene Flurstück 93 
wurde bestimmt, dass eine Bebauung innerhalb der festzusetzenden Baugrenzen solange 
unzulässig ist, bis die ebenfalls festzusetzende  3 m breite Uferbepflanzung parallel zum 
Kelzenberger Bach hergestellt ist (s. § 2 Abs. 4 der Außenbereichssatzung Mürmeln). 
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Ein Vertreter der Gemeinde Jüchen wird in der Sitzung die Inhalte der Außenbereichssatzung 
vorstellen und zur Erörterung zur Verfügung stehen.  
 
 

Beschlussempfehlung: 

Der Beirat der der Unteren Landschaftsbehörde erhebt keinen Widerspruch gegen den Erlass 
der vorgelegten Außenbereichssatzung gem. § 35 Abs. 6 BauGB für den Ortsteil Mürmeln. 
 
 
Anlagen: 

A Muermeln 
B Muermeln 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  21.10.2013

68 - Amt für Umweltschutz 

Sitzungsvorlage-Nr. 68/2811/XV/2013 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Landschaftsbeirat 05.11.2013 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Bericht der Arbeitsgruppe "Grünflächenunterhaltung" 
 

Sachverhalt: 

In seiner 10. Sitzung am 14.05.2013 hat der Beirat bei der Unteren Landschaftsbehörde 
unter Tagesordnungspunkt 5 die Bildung einer Arbeitsgruppe zur Behandlung der 
anstehenden Fragen bei der Unterhaltung öffentlicher Grünflächen beschlossen. 
 
Als Mitglieder der Arbeitsgruppe wurden die Beiratsmitglieder 
 
Ingeborg Arndt, 
Norbert Grimbach, 
Uwe Bolz, 
Markus Kühl, 
 
sowie der Beiratsvorsitzende benannt. 
 
Die Arbeitsgruppe wird sich am 29.10.2013 zu einer ersten Sitzung zusammenfinden. 
 
Über das Ergebnis wird dem Beirat wunschgemäß in der Sitzung berichtet. 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  21.10.2013

68 - Amt für Umweltschutz 

Sitzungsvorlage-Nr. 68/2808/XV/2013 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Landschaftsbeirat 05.11.2013 öffentlich 

Planungs- und Umweltausschuss 19.11.2013 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Düngung von Grünland mit Gülle im Naturschutzgebiet "Rheinaue" nach 
dem Landschaftsplan II 
 

Sachverhalt: 

Im Sommer d. J. informierte Herr Josef Otulak die Fraktionen im Rat der Stadt Dormagen 
und die örtliche Presse über seine Bedenken gegen die Ausbringung von Gülle als Dünger im 
Naturschutzgebiet 6.2.1.3 "Rheinaue Zons-Rheinfeld und Altrheinschlinge Zons". Seine 
Bedenken begründete Herr Otulak insbesondere mit einem durch die Düngung bewirkten 
Artenrückgang im Schutzgebiet, welches hierdurch zu einer "Grasproduktionsfläche" 
umgewandelt würde. 
Die CDU-Fraktion im Rat der Stadt Dormagen hat diese Informationen u. a. an die 
Kreistagsabgeordneten des Stadtgebietes weitergeleitet und um Behandlung auf Kreisebene 
gebeten. 
Der Landrat hat gegenüber diesen Abgeordneten des Kreistages mit E-Mail vom 22.07.2013 
in der Sache wie folgt Stellung genommen: 

 
Sehr geehrte Damen und Herren Kreistagsabgeordnete, 
 
in obiger Angelegenheit hat Ihnen die CDU-Stadtratsfraktion am 18.7.2013 mit 
anhängender Mail Informationen von Herrn Otulak übermittelt und um Abstimmung 
untereinander und Behandlung auf Kreisebene gebeten. Gerne übermittle ich Ihnen 
hierzu meine Einschätzung. 
 
Die Darstellungen von Herrn Otulak wurden von hier aus im Zusammenhang mit 
Anfragen der örtlichen Presse bereits mehrfach geprüft. Hierbei bin ich zu folgendem 
Ergebnis gekommen: 
 

1. Das Ausbringen von Gülle ist auf bewirtschafteten Mähwiesen im 
Naturschutzgebiet "Rheinaue" nach dem Landschaftsplan II - Dormagen - nicht 
verboten. Untersagt ist das Ausbringen von Klärschlamm und Bioziden. Dies 
wurde 2001 insgesamt im Rahmen der 3. Änderung des Landschaftsplanes als 
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verträglicher Kompromiss zwischen Landwirtschaft und Naturschutz betrachtet. 
2. Die Ausbringung von Gülle in der von Herrn Otulak kritisierten Form stellt eine 

ordnungsgemäße landwirtschaftliche Nutzung dar, die von den Verboten für 
Naturschutzgebiete nach dem Landschaftsplan ausdrücklich unberührt bleibt. Das 
von ihm gezeigte Großgerät stellt die technisch sichere und schonende Art der 
Ausbringung sicher. Eine Überdüngung ist augenscheinlich nicht feststellbar. 

3. Um gegenüber dem heutigen Stand eine Optimierung der Bewirtschaftung der 
Grünlandflächen im Naturschutzgebiet anzustreben, wirbt der Rhein-Kreis Neuss, 
Amt für Entwicklungs- und Landschaftsplanung, bei entsprechenden 
Entschädigungsvereinbarungen auf der Grundlage des 
Kreiskulturlandschaftsprogramms und der ELER-Fördermittel / NRW-Programm 
Ländlicher Raum Bewirtschaftungsverträge mit den Landwirten u. a. im 
Naturschutzgebiet ein. Hierbei handelt es sich um zweiseitige Vereinbarungen. 

4. Das von Herrn Otulak angesprochene 1.Treffen mit verschiedenen Beteiligten ist 
weder beim Rhein-Kreis Neuss noch in der Kreisbauernschaft bekannt. Ein solches 
Treffen erscheint derzeit auch nicht angezeigt, da die Auffassungen der 
Beteiligten bekannt sind, derzeit eine verträgliche Lösung besteht und überdies 
Optimierungen angestrebt werden. 

5. Ich biete gerne an, über diese Thematik und den Sachstand in der nächsten 
Sitzung des Planungs- und Umweltausschusses zu informieren. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
Ihr 
 
Hans-Jürgen Petrauschke 

 
Seitens der CDU-Fraktionsgeschäftstelle Dormagen wurde Herr Otulak über die 
Stellungnahme des Landrates informiert. Er sah das darin aufgezeigte Vorgehen als gute 
Lösung an. 
 
Weiterhin richtete Herr Otulak eine Eingabe in gleicher Sache an Herrn Minister Remmel. 
Hierzu hat der Landrat mit Vorlage vom 08.08.2013 Stellung bezogen. 
 
Die Eingabe des Herrn Otulak, die inhaltlich auch seine Argumentation gegenüber den 
Fraktionen des Rates der Stadt Dormagen wiedergibt, und die Vorlage des Landrates an das 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW 
sind als Anlagen beigefügt. Auf das Beifügen des umfangreichen bebilderten Vortrags wird 
verzichtet. 
 
Eine Beantwortung seiner Eingabe durch das Ministerium liegt noch nicht vor. 
 
Aus naturschutz- und wasserrechtlicher und -fachlicher Sicht hat sich seitdem keine 
Änderung der Sachlage oder der Auffassung der Verwaltung ergeben. 
 
 
Anlagen: 

Otulak_Eingabe_Erlass_MKULNV 
Otulak_Eingabe_Vorlage_RKN 
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